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Der Beitrag beleuchtet die Vertrauensschutzproblematik bei un-
günstigen Rechtsprechungsänderungen, verfassungswidrigen
Steuergesetzen und rechtswidrigen Verwaltungsvorschriften im
Zusammenhang mit der Veranlagung des Steuerpflichtigen. Es
wird dargestellt, wie das Vertrauen bei der Korrektur von Steu-
erbescheiden berücksichtigt wird, aber auch die Möglichkeiten,
wie dieses bei noch ausstehenden Veranlagungen geschützt wer-
den kann. Dabei wird deutlich, dass das Ineinandergreifen von
Korrekturvorschriften (§§ 172 ff., 176 AO) bei abgeschlossenen
Veranlagungen und dem verfassungsrechtlich fundierten Ver-
trauensschutz (Art. 20 Abs. 3 GG) bei künftigen Veranlagungen
zu unbilligen Brüchen führt. Darüber hinaus wird aufgezeigt,
dass eine Auflösung dieses Konflikts de lege ferenda durch einen
einheitlichen Bezugspunkt des Vertrauens möglich ist.

The article outlines the problem of protecting legitimate expecta-
tions in the case of unfavorable changes in case law of the federal
fiscal court, unconstitutional tax laws and unlawful administra-
tive regulations in the context of the taxpayer's assessment. It is
presented how legitimate expectations can be protected when
correcting tax assessments, but also the ways in which it can be
protected when assessments are still pending. It becomes clear
that the interlocking of the correction provisions (§§ 172 et seq.,
176 AO) in the case of completed assessments and the constitu-
tionally based protection of confidence (Art. 20 (3) GG) in the
case of future assessments leads to inequitable breaks. Further-
more, it is shown that a resolution of this conflict is possible
through a uniform reference point of reliance.

I. Einleitung und Problemdarstellung

Die Vorschriften der §§ 172 ff. AO ermöglichen im dualisti-
schen System der Korrekturnormen1 eine Aufhebung sowie
eine punktuelle Korrektur von Steuerbescheiden und diesen
gleichgestellten Bescheiden. Sie kodifizieren das Abwägungs-
ergebnis zwischen materieller Rechtsrichtigkeit (Art. 20 Abs. 3
GG, § 85 S. 1 AO) und gleichmäßiger Besteuerung (Art. 3
Abs. 1 GG) sowie dem verfassungsrechtlich fundierten Ver-
trauensschutz als Ausprägung des Rechtsstaatsprinzips (Art. 20
Abs. 3 GG). Der Vertrauensschutzgedanke tritt dabei nicht of-
fen zutage, sondern ist in diesen Vorschriften integriert. Die
Beständigkeit des Steuerbescheids wird dadurch gewährleistet,
dass die Voraussetzungen der jeweiligen Korrekturnorm nicht
vorliegen, wenn die materielle Rechtsrichtigkeit hinter dem
Vertrauensschutz zurückstehen muss. Insofern statuieren die
§§ 172 ff. AO nicht nur eine Korrekturpflicht, sondern auch
eine Korrekturbeschränkung.2 Aufgrund des sachverhaltsbezo-
genen Verständnisses3 der §§ 172 ff. AO wird der Steuer-
bescheid vor einer Korrektur abgeschirmt, wenn sich die
Rechtsprechung des BFH zuungunsten des Steuerpflichtigen
ändert oder das BVerfG ein begünstigendes Gesetz für verfas-
sungswidrig erklärt. Dasselbe gilt, wenn der BFH von einer
Rechtsauffassung der Finanzverwaltung abweicht, die in einer
Verwaltungsvorschrift determiniert ist. Juristische Subsumtio-
nen fallen insbesondere nicht unter den Begriff der nachträg-
lich bekanntgewordenen Tatsache (§ 173 Abs. 1 Nr. 1 AO).4

Explizit geregelt hat der Gesetzgeber diese Korrektureinschrän-
kungen in § 176 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 und Nr. 3 sowie in § 176
Abs. 2 AO. Erforderlich ist diese explizite Einschränkung des-
halb, weil die Finanzverwaltung die genannten Ereignisse als
materielle Fehler des Steuerbescheids mitsaldieren muss, wenn
der Anwendungsbereich einer Korrekturnorm eröffnet ist
(§ 177 Abs. 1 und Abs. 2 AO). Zudem soll der Schutz des § 176
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2020); Koenig in Koenig, AO, 4. Aufl. 2021, § 173 AO Rz. 11 f.

StuW 4/2021 Abhandlungen 367
Fuchs – Vertrauensschutz bei Erlass, Aufhebung und Änderung von Steuerbescheiden




